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An 

Jetzt wissen alle, woran sie sind: M i t  der 
ng der Rechtmäßigkeit des Ausstiegs 
nschlussförderung im sozialen Woh- 

ungsbau durch das Bundesverwaltungsge- 
richt am 10. Mai kann der Finanzsenator auf- 
atmen. T hilo Sarrazin spart bis rum Jahr 2026 

2,4 Mrd. +? Fördergelder. Die betroffe- 
ohnungsunternehmen müssen allerdings 

bei der Finanzierung umdenken, wenn sie es 
icht bereits still und leise getan haben. Aller- 
ings lässt die entspannte Marktlage kaum 
rößere Mietsteigerungen zu. 

Der 10. Mai aus Sicht der öffentlichen Hand ein 
uter Tag. Mit der Entscheidung der Leipziger 

Für neuere Sozialwohnungen endet nach 
1 5 Jahren die Förderung. 

abgeschnitten 

Richrer (Az: B\ierwG 5 C 10.05) trennt sich 
Berlin von ~~yarktfeirtdlichen Subventionen. die 
dem Steuerzahler teuer zu stehen gekomn~cn 
sind. Die staatliche Wohnungsbauf6rciemng 
war zu Mauerzeiten notmcndig lur die Men- 
schen und die Miirfscllaft im lljcstteil Berlins. 
Doch seit 16 Jahren sind beide St~dthillftcn 
wieder vereint, bezahlbaren Wohnraum gibr 
cs in BerIin und irn Umland genug. Das Urteil 
ist aber mch ein wichtiges Signal fur die Rich- 
ter in Karlsruhe, weil es zeigt, dass Rerlin sich 
ernsthaft bemüht, den maroden Landeshaus- 
halt zu sanieren. 

Etwas anders sehcn es die Wohnungsbau- 
gesellschaften der betroffenen 28 000 Woh- 
nungen. Dcr Imdesverband Freier Woh- 
nungsbauunten~ehmen erwartet Masseninsol- 
venzen und eine Lawine zivilrechtlicher Pro- 
zesse. Der Verband Bcrlin-Braridenburgischer 
Wohn~ingsuntemehmen spricht gar von ei- 
nem Pyrrhussieg des Senats und rechnct mit 
steigendem Leerstand und Mieten. Doch his- 
her ist die Zahl aer Insolvenzen gcring und die 
Mieten liegen nach Ausla~if'der Förderung UII- 
ter der ortsüblichen Vergleicii~srnicre. 

Die volle Sp~rsuinme kann der Finanzse- 
nator nicht eiripluncn, denn es gibt eine Här- 
telallregelung für Mieter, aie von OLlietanhc- 
bungen besohdcrs betroffen sind. Et 
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efürchtet stei 
J 

vorn Wegfall der Anschlussförde- 
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ANSCHLUSSFÖRDERUNG IM SOZIALEN WOHNUNGSBAU 

Senat zufrieden, Anleger schäumen, Mieter gelassen 
Das Bundesvenvaltungsgericht in 
Leipzig hat dieser Tage erwartungsge- 
mäß den Ausstieg des Landes Berlin 
aus der milliardenschweren Förde- 
rung des sozialen Wohnungsbaus 
endgültig für rechtens erklärt. Wäh- 
rend der rot-rote Senat die Entschei- 
dung als Sieg feiert und hofft, viel 
Geld zu sparen, schreien die Anleger 
Verrat und bezweifeln die positiven 
haushalterischen Effekte. 

15.000 Anleger, rund 200 Fonds und Fir- 
men sowie die sechs landeseigenen Woh- 
nungsbaugesellschaften sind von dem 
höchstrichterlichen Spruch betroffen. Den 
Eigentümern von 28.000 Wohnungen 
gehen in den nächsten 15 Jahren 2,4 Mrd. 
EUR Subventionen verloren, die das Land 
nun nicht mehr zahlen muss. In einem 
Musterprozess wiesen die Leipziger Richter 
die Klage eines Wohnungsbauunterneh- 
mens gegen den Stopp der Förderung ab. 
Der Berliner Senat hatte vor gut drei Jahren 
auf Grund der katastrophalen Haushaltslage 
des Landes entschieden, die kostspieligen 
Zuschüsse auf 15 Jahre zu beschränken. Bis 
dahin war das System auf 30 Jahre angelegt 
gewesen. Im vorliegenden Fall hatte ein 
Unternehmen geklagt, dem der Senat 1987 
eine Unterstützung für 15 Jahre von rund 
3,9 Mio. EUR gewährt hatte. Ein Antrag auf 
Anschlussförderung für weitere 15 Jahre von 
rund 2,8 Mio. EUR wurde abgelehnt. 

Kein Wiederholungszwang 

Das Unternehmen berief sich vor Gericht 
auf seinen damaligen Bescheid, in dem auf 
die Möglichkeit weiterer Zahlungen verwie- 
sen worden sei. Die Richter kamen jedoch 
zu dem Schluss, dass das Land mit dem För- 
derbescheid für die ersten 15 .Jahre keine 
Verpflichtung für weitere eineinhalb Jahr- 
zehnte eingegangen sei, auch wenn das 
Finanzierungsmodell der Wohnungseigen- 
tümer erkennbar auf 30 Jahre angelegt 
gewesen sei. 

Berlins Finanzsenator und Schuldenkönig Thilo 
Sarrazin ist froh und erleichtert, die Wohnungs- 
bauförderung 201 9 endgültig aus den Büchern 
zu haben. Bild: Land Berlin 

In den Strudel nicht enden wollender 
hoher Verpflichtungen, geriet die Stadt zu 
Mauerzeiten. Damals wurden Investoren 
nach ~es tber l in  gelockt, um dort Sozial- 
wohnungen zu errichten. Die Förderung war 
üppig, Wohnraum knapp, die Mieteinnah- 
men für die Quartiere waren also garantiert. 
Nach der deutsch-deutschen Vereinigung 
wendete sich das Blatt. Heute stehen 
100.000 Wohnungen leer. 

Die Leipziger Entscheidung schlug in Ber- 
lin jetzt hohe Wellen. Heftig gestritten wird 
über' die Frage, ob der Ausstieg ,aus der 
Anschlussförderung tatsächlich zu den 
erhofften Einsparungen in Milliardenhöhe 
führt. 

Berlins Finanzsenator Thilo Sarrazin 
(SPD) ist fest davon überzeugt. Der Kassen- 
wart schiebt 60 Mrd. EUR Schulden vor sich 
her, Jahr für Jahr sind für diesen giganti- 
schen Berg von Verbindlichkeiten 2,4 Mrd. 
EUR Zinsen fällig. 

Sieg der Vernunft 

Er bezeichnet das Urteil als ,einen Sieg 
der Vernunft - und einem Sieg für die Kon- 
solidierung des Landeshaushalts und damit 
für die Zukunft Berlins". Derzeit steckt das 
Land noch Jahr für Jahr über 1 Mrd. EUR in 
die Wohnungsbauförderung. ,,Durch das 
Nichtgewähren der Anschlcissförderung 
sinkt dieser Wert bis zum Jahr 2019 auf 
null", rechnet Sarrazin vor. 

Die w~hnungswirtschaftlichen Organisa- 
tionen der Stadt sehen in der getroffenen 
Entscheidung keinen Segen - weder, logi- J 

scherweise, für ihre Klientel, noch für den 
Landeshaushalt. Der Verband Berlin-Bran- 
denburgischer Wohnungsunternehmen e.V. 
(BBU) befürchtet, dass der Förderstopp stei-. I 
gende Sozialmieten und Leerstände nach 
sich zieht. 

Diese Sorgen teilt der Berliner Mieterver- 
ein nicht. Er rät den Vermietern, den Ball 
flach zu halten. Die rechtlich zwar mög- 
lichen kräftigen Mieterhöhungen seien nicht 
durchzusetzen, da es in Berlin genug preis- 
werten Wohnraum als Ersatz gebe. Mit grö- 
ßeren Auswirkungen auf den hauptstädti- 
schen Wohnungsmarkt rechnet der Berliner 
Mieterverein auch deshalb nicht, weil die 
Förderung für die Wohnunge'n ja nach und 
nach über mehrere Jahre verteilt wegfalle. 

,,Dies ist ein Pyrrhussieg des Berliner 
Senats. Auf das Land kommen nun auf 
Grund der eingeräumten Bürgschaften 
erhebliche Kosten zu", k6mmentiert Ludwig 

Burkhardt, Vorstandsmitglied des BBU, das 
Urteil. Burkhardt geht davon aus, dass 
Fondsgesellschaften und private Kapitalan- 
leger ihre Kredite nicht mehr bedienen kön- 
nen und dass sich die Banken darum an das 
Land Berlin wenden. 

Pils misslich bezeichnet in diesem Zu- 
sammenhang der haushaltspolitische Spre- 
cher der oppositionellen FDP-Fraktion, 
Martin Lindner, dass der Finanzsenator 
<immer noch keine Einigung mit dem Bund 
über die abernahme der Rückbürgschaften 
bei Insolvenz von Gesellschaften zu Stande 
gebracht habe. .Außerdem muss Berlin den 
Ausstieg für Genossenschaften, Selbstnutzer 
im Eigentum und Mieter abfedern", sagt 
Lindner. 'Auch dies führe zu erheblichen 
Kosten für den Steuerzahler. 

Dass das Ende der Subventionen .gerade 
nicht, zu Einsparungen führt, sondern wegen 
der dann unvermeidbaren Masseninsolven- 
Zen erhebliche Mehrbelastungen des Berli- 
ner Haushalts bewirkt", glaubt auch der 
Landesverband Freier Immobilien- und 
Wohnungsunternehmen BerlinJBranden- 
burg e.V. (LW). 

Spareffekte für Berlin umstritten 

Das Land Berlin müsse .mit einer Welle 
von Schadenersatzforderungen der Kapital- 
anleger rechnen", nennt BBU-Fhef Burk- 
hardt als weiteren Nachteil für die Öffentli- 
che Hand. Der LFW befürchtet gar, dass auf 
die Stadt ,,eine mit den Dimensionen der 
Massenklage in Sachen Bankgesellschaft ver- 
gleichbare Prozesslawine zukommt'!. Die 
betroffenen Anleger könnten sich - gestützt 
auf ein Gutachten eines renommierten Ber- 
liner Rechtsprofessors - auf zivilrechtlichem 
Weg am Land Berlin schadlos halten. 

Doch der nach dem gesprochenen Urteil 
sichtlich entspannte Thilo Sarrazin lässt sich 
nicht bange machen. .Mit diesem rechts- 
kräftigen Urteil im Musterverfahren dürfte 
der Schlussstrich auch für alle weiteren noch 
offenen Klagen gezogen sein", gibt sich Ber- 
lins Schuldenwart überzeugt. (sg) 
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au Berlin för- 
vo 98 den Bau von 

28 000 Sozialwohnungen. Steuerli- 
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ter bestätigen Berliner Ausstieg aus Fördeqrogrammen- 15 000 Fondsanleger betro 

Blerlln -- Der Ausstieg Ber- 
ans aus der Förderung des sozialen 

hnixngsbaus ist rechtmäWig. Iias 

die Zukunft Berhs  " , sagte er# Da- 
mit dürfte der SchluBstrich auch 
unter alle weiteren noch offenen 
Klagen zur Wohungsbauföde- 
rung gezogen sein. 

Verbände von Wohnmgsmter- 
nehmen reagierten enttäuscht. Der 
Landesverband Freier Immobi- 
lien- und Wohungsmternehen 
erklärte, das Land habe nun hö- 
here Kosten zu tragen als bei einer 
weiteren Förderung. „Auf Berlin 
rollt eine Schadenslawine der An- 
leger zu", sagte Verbandssprttche- 
rin Hiltrud Sprungala. Rund 
15 000 Anleger sGen bitroffen. Zu- 
dem drohe etwa 200 Wohungs- 
gesellschaften die Insolvenz. Der 
Verband BerEn-Brandenbw@- 
scher Wohmgsuntemehrnen ver- 
wies auf eingeräumte Bürgschaf- 
ten. „Auf das Land kommen er- 
hebliche Kosten zu, weil sich die 
Banken bei Zahlungswilfähigkeit 
der. Unternehmen an Berlin wen- 

Der Sprecher des Senatsvemal- 
, Matthias Kolbeck, wies 

zurtick: „Die Angaben beruhen auf 
Spemationen und Schätzungen. " 
Bislang wisse niemand wie viele 
Unternehmen tatsächlich von der 
Insolvenz bedroht seien. Gefragt 
seien gute Sanierungskonzepte. 
Die Subventionen wurden bisher 
dafür eingesetzt, die Mieten der 
betroffenen Sozialwohmgen bil- 
lig zu halten - diese könnten nun 
drastisch steigen. Die Wohnungs- 
baugesellschaflen &rchtt.n, daß in 
diesem Fall viele Mieter ausziehen 
werden und sie Insolvenz anrnel- 
den müssen. 

Das klagende Unternehen hat- 
te armentie&, das Projekt sei auf 
30 Jahren ausgelegt gewesen. Für 
eine solide Rnanziemg sei die 
AnscMuBf inanziewg mverzic hl- 
bar. Dies habe das Land g e d t .  
Laut Urteil ergibt sich aus Ab- 
sichtserklarungen jedoch kein 
Rechtsanspmch auf weitere Zah- 
lungen, Der Forderbescheid ent- 
halte keine bindende Zusich~rung, 
sagte Richter Horst Säcker. U 
eine weitere Verschärfung des 
Haushaltes ZLI vermeiden, .;ci zri 

Lasten de.; Unternehmens mit-- 
schieden worden. Dies sei irn Sinne 
des iifbntlichen Interesses. 

Der Berlinen Mieterwr~in b ~ -  
gW3te das Urteil. „ l M  Ausst~eg 
aus einem wld ' en 1'ijrttc.r- 
system war ig", sagte 
Hauptgesehäftsführrr WaMtrnann 
Vetter. Der Mieterver~in habe dies 
schon vor 20 Jahren gefordert, w d .  
es weder sozial-, noch finanz 
tisch sinnvoll war, „Das ganze Sv- 
stem der Wohnungsbati£order-'iing 
war preistreibend. Je hljhrr dir\ 
Kosten der Wohn~xngsbai~glasct I- 
schaften waren, desto höher fiel 
die Fördesung fiik ciic. Sozialwoh- 
nungen aus. " 

Snlltcn WOhn~~ngsbatigcsell- 
schaften in l[nsolvem gcbrn, m\xlj- 
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strclt um den Förderstopp irn so- 
~ialen ~%'ohnungsb~iu rechnen die 
unterlegenen tkrmietenrerbände 

erklYirte gestern, 28 sei- 
dsunternehrneii enbge- 

Stopp der Förderung 
rur~ci einer hlilliarde 

Euro, Es sei 221 beftlrchten, dass die 
Soziahnieten nun angehoben 'ct-ür- 

ndesverband Freier 11x1- 
und liVo hnungsunter- 

1,DV) teilte mit, er rechne 
damit, ~ h s s  wegen steigender Mie- 
ten tausende von Miciterrr ihre 
~fVc~l~nixngert c.erIasc;e 
Hei den betrot-lffinen 

res Niveau heramtcr sttbventionier 

nungsunternehmexis Sistra, das in 
hatte, für ihrelyoh- 
Ne&öllner Silber- 

führer f oachirn Mrllke sa@e gestern 
der Berliner Zeitung, er gehe dcn70n 
aus, dass es „insoivenzxechtlich 

I noavendig" sei, die Miete auf rund 
I zwölf Euro je Quadratmeter zu er- 

höhen. In andcren Fällen werde es 
i "hnlieh sein. 

Der Berlinex Mieterverein 
rfe die L'errniercr auf, 

1 niir 4tigenmüß vorzugehen, Einc 
Erhöhung der Mieten bringe 

I nichts, weil die Mieter die 
nungen dann verlztsscrl würde 

&esmit bejaht worden." Mit dem 
lusterprozcss dürfte der Schluss- 

# strich olle noch anhcutgigeri, 
fli;lagei en sein. 




